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1 Ausgangslage 
 

Das Parlament hat in der Frühlingssession 2017 das Stabilisierungsprogramm 2017-2019 abschlies-

send beraten. Dieses beinhaltet auch Änderungen des Militärversicherungsgesetzes, die sich auf die 

Finanzierung der Leistungen bei Krankheit in der Militärversicherung durch die beruflich Versicherten 

und die freiwillig Versicherten (pensionierte beruflich Versicherte) beziehen. 

 

Die Militärversicherung deckt während Sicherheits- und Friedensdiensten alle Gesundheitsschädigun-

gen und deren wirtschaftliche Folgen unabhängig davon, ob es sich um Krankheits- oder Unfallfolgen 

handelt. Versichert sind alle jene Personen, die Militär-, Zivilschutz- und Zivildienst leisten oder Einsätze 

des Schweizerischen Korps für humanitäre Hilfe, friedenserhaltende Aktionen und gute Dienste des 

Bundes absolvieren. Die betreffenden Leistungen werden vom Bund finanziert.  

Gegen Prämien versichert die Militärversicherung zudem aktive und pensionierte Berufsmilitärs (beruf-

lich und freiwillig Versicherte).  

 

Gegenwärtig bezahlen die beruflich und die freiwillig Versicherten eine jährliche Krankenversicherungs-

prämie von 2,3 Prozent des Höchstbetrages des versicherten Jahresverdienstes gemäss Artikel 15 Ab-

satz 1 der Militärversicherungsverordnung (MVV) von gegenwärtig 152‘276 Franken. Die Prämie beläuft 

sich aktuell auf 292 Franken pro Monat. Die beruflich Versicherten bezahlen zudem eine Prämie für 

Nichtberufsunfälle, die derjenigen der übrigen Angestellten des Bundes entspricht.  

 

Obwohl der Höchstbetrag des versicherten Jahresverdienstes nach Massgabe der Artikel 28 Absatz 4 

und Artikel 40 Absatz 3 des Bundesgesetzes über die Militärversicherung (MVG) regelmässig der Ent-

wicklung des Nominallohnindexes angepasst wurde, und damit auch das Volumen der Krankenversi-

cherungsprämien stetig zunahm, konnten die Mehreinnahmen auf der Prämienseite mit der Zunahme 

der Kosten nicht Schritt halten. Weil die Prämien die effektiv angefallenen Krankheitskosten der beruf-

lich und freiwillig Versicherten nicht mehr zu decken vermochten, nahm das vom Bund zu finanzierende 

Defizit von rund 0,8 Millionen Franken im Jahr 2012 auf über 4 Millionen Franken im Jahr 2015 zu. Der 

Kostendeckungsgrad der Prämien reduzierte sich im gleichen Zeitraum von rund 95 auf knapp 80 Pro-

zent. Mit den beschlossenen Gesetzesänderungen soll verhindert werden, dass der Kostendeckungs-

grad weiter sinkt. Mit dem neuen Finanzierungsmodell und der damit verbundenen Prämienerhöhung 

soll der Kostendeckungsgrad der Prämien für Leistungen bei Krankheit vorerst bei mindestens 80 Pro-

zent gehalten werden. Damit sollte der Bundeshaushalt im Jahr 2018 um schätzungsweise 2,5 Millionen 

Franken und 2019 um 3,4 Millionen Franken entlastet werden (Botschaft zum Bundesgesetz über das 

Stabilisierungsprogramm 2017–2019, BBl 2016 4756). In einer Einführungsphase von 5 Jahren sieht 

der Bundesrat vor, den Kostendeckungsgrad der Prämien für Leistungen bei Krankheit auf 80 Prozent 

zu beschränken. Weil das Gesetz einen Kostendeckungsgrad von mindestens 80 Prozent verlangt, wird 

der Bundesrat alsdann eine Erhöhung des Kostendeckungsgrades prüfen.  

 

Die Änderung der Finanzierung der Leistungen für Krankheit der beruflich und freiwillig Versicherten 

sowie der Leistungen für Unfall der freiwillig Versicherten im MVG erfordert Anpassungen der Ausfüh-

rungsbestimmungen in der MVV, wobei diese so rechtzeitig erlassen werden müssen, dass die neuen 

Finanzierungsregeln und die damit verbundenen Mehrerträge für den Bund bereits im Jahre 2018 zum 

Tragen kommen. 

 

 

2 Wesentliche Bereiche der Verordnungsrevision  
 

2.1 Pflicht zur Bezahlung einer Prämie für Leistungen bei Krankheit 

 

In der Militärversicherung haben lediglich die beruflich Versicherten (aktive Berufmilitärs gemäss Art. 1a 

Abs. 1 Bst. b MVG) und die freiwillig Versicherten, bestehend aus den frühzeitig und ordentlich pensio-

nierten Berufmilitärs, die eine Grundversicherung gemäss Artikel 2 E-MVG abgeschlossen haben, eine 
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Prämie für Leistungen bei Krankheit zu bezahlen. Dieser prämienfinanzierte Versicherungsschutz be-

schlägt die berufliche Tätigkeit ausserhalb einer obligatorischen Dienstleistung sowie die Freizeit. Ab-

solviert ein beruflich Versicherter beispielsweise einen obligatorischen Wiederholungskurs, so ist er wie 

ein Milizangehöriger der Armee militärversichert, ohne dass hierfür eine Prämie geschuldet ist.  

 

2.2 Finanzierung der Leistungen bei Krankheit  

 

Die beruflich und die freiwillig Versicherten haben eine einheitliche Prämie für Leistungen bei Krankheit 

zu bezahlen. Die Leistungen im Krankheitsfall umfassen die Heilbehandlung, Reise- und Bergungskos-

ten, Hauspflege und Kuren, Hilfsmittel und Verwaltungskosten des versicherten Ereignisses (Art. 66b 

Abs. 1 Bst. a-e E-MVG). Die zu bezahlende Prämie richtet sich nach dem Erfordernis eines Kostende-

ckungsgrades von mindestens 80 Prozent (Art. 66b Abs. 1 E-MVG).  

 

2.3 Prämienpflicht und Finanzierung der Leistungen bei Unfall  

 

Bei Berufsunfällen der beruflich Versicherten erbringt die Militärversicherung ihre Leistungen ohne hier-

für eine Prämie einzunehmen. Der Bund deckt diese Leistungen. Damit sind die beruflich Versicherten 

gleichgestellt wie die andern Arbeitnehmenden, bei welchen der Arbeitgeber die Prämien für Berufsun-

fälle bezahlt. Für Nichtberufsunfälle haben die beruflich Versicherten eine Prämie zu entrichten (Art. 66c 

Abs. 1 E-MVG). Die Prämienhöhe entspricht der Prämie, welche die übrigen Angestellten des Bundes 

für die Nichtberufsunfallversicherung zu entrichten haben. Die vorliegende Verordnungsanpassung führt 

in diesem Bereich zu keinen Änderungen.  

 

Bei den freiwillig Versicherten handelt es sich um ehemals beruflich Versicherte, die nach ihrer Pensio-

nierung eine Grundversicherung gemäss Artikel 2 E-MVG abgeschlossen haben. Für die Unfalldeckung 

bezahlen die freiwillig Versicherten neu einen Zuschlag zur einheitlichen Prämie für Leistungen bei 

Krankheit (Art. 66c Abs. 2 E-MVG). Dieser Zuschlag wird so bemessen, dass die gemäss Artikel 66b 

Absatz 1 Bst. a-e E-MVG gedeckten Unfallkosten (Heilbehandlung, Reise- und Bergungskosten, Haus-

pflege und Kuren, Hilfsmittel und Verwaltungskosten des versicherten Ereignisses) zu mindestens 80 

Prozent gedeckt sind. 

 

2.4 Festsetzung der Prämie für Leistungen bei Krankheit für beruflich und freiwillig Versi-

cherte und des Zuschlags für Leistungen bei Unfall für freiwillig Versicherte 

 

Das neue Konzept der Finanzierung der Prämie für Leistungen bei Krankheit sieht vor, dass die Prämien 

der beruflich und der freiwillig Versicherten die effektiv anfallenden Kosten decken sollen. Ab der Inkraft-

setzung der neuen Finanzierungsvorschriften ist in einer Einführungsphase von 5 Jahren vorerst ein 

Kostendeckungsgrad von 80 Prozent vorgesehen. Alsdann wird der Bundesrat eine Erhöhung des Kos-

tendeckungsgrades prüfen, da das Gesetz einen Kostendeckungsgrad von mindestens 80 Prozent vor-

sieht (Art. 66b Abs. 1 E-MVG). Analog wird auch der Zuschlag für Leistungen bei Unfall von freiwillig 

Versicherten so festgelegt, dass ein Kostendeckungsgrad von mindestens 80 Prozent erreicht wird.  

 

Die Prämie und der Zuschlag werden immer für das Folgejahr festgesetzt. Als Grundlage für die Prämi-

enbemessung für das der Prämienfestsetzung folgende Jahr soll auf die Verhältnisse im Vorjahr sowie 

auf Schätzungen der Kosten für das laufende Jahr sowie für das Folgejahr abgestellt werden. Für die 

Berechnung der Prämie für Leistungen bei Krankheit der beruflich und der freiwillig Versicherten gemäss 

Artikel 66b Absatz 1 E-MVG und den Unfallzuschlag für die freiwillig Versicherten gemäss Artikel 66c 

Absatz 2 E-MVG sind lediglich die Kosten relevant, die von dieser Versichertenkategorie verursacht 

wurden. Die Abteilung Militärversicherung der Suva unterbreitet dem Bundesamt für Gesundheit (BAG) 

auf der Grundlage der in Artikel 28e Absätze 1 - 3 E-MVV definierten Angaben (kommentierte Zusam-

menstellung) jeweils bis Ende Juli des laufenden Jahres einen Vorschlag für die Prämienanpassungen. 

Gestützt darauf werden die Prämie für Leistungen bei Krankheit und der Zuschlag für Leistungen bei 

Unfall für das Folgejahr auf Antrag des Eidgenössischen Departements des Innern (EDI) jährlich vom 

Bundesrat festgesetzt. 
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3 Erläuterung der einzelnen Bestimmungen 
 

Ersatz eines Ausdrucks 

 

In den Artikeln 12 und 14 Absatz 3 wird der Ausdruck „Departement“ durch „EDI“ ersetzt. 

  

Artikel 8 Freiwillige Grundversicherung  

 

Absätze 1 - 3 

Der Inhalt der Absätze 1 - 3 entspricht grundsätzlich unverändert den bisherigen Bestimmungen von 

Artikel 8a Absätze 1, 2 und 4 MVV. Die einzige Änderung besteht darin, dass in Absatz 1 neu von 

Pensionierten in der Mehrzahl statt in der Einzahl gesprochen wird.  

 

Artikel 8a aufgehoben 

 

Die Bestimmungen von Artikel 8a Absätze 1, 2 und 4  MVV sind in Artikel 8 Absätze 1 - 3 E-MVV ver-

schoben worden. Der bisherige Absatz 3 von Artikel 8a MVV bildet neu Inhalt von Artikel 28d MVV. 

Unter diesen Umständen kann der bisherige Artikel 8a MVV aufgehoben werden. 

 

Gliederungstitel vor Artikel 28a 

 

Die neuen Prämienbestimmungen, die sich aus der Umsetzung der Gesetzesbestimmungen von Arti-

kel 66a – 66d E-MVG ergeben, werden in einem separaten Abschnitt 2a mit dem Gliederungstitel 

„Prämien der beruflich Versicherten und der bei der freiwilligen Grundversicherung Versicherten“, zu-

sammengefasst. 

 

Artikel 28a Prämien für Leistungen bei Krankheit 

 

Absatz 1 

In Absatz 1 wird die jeweils massgebende monatliche Prämie für Leistungen bei Krankheit betragsmäs-

sig festgehalten. Die monatliche Prämie wird nach dem in Artikel 28e E-MVV geregelten Verfahren all-

jährlich vom Bundesrat für das Folgejahr neu festgesetzt. Dies bedeutet bei steigenden Kosten, dass 

die Prämie laufend erhöht werden muss. 

 

Absatz 2 

Betreffend die Prämienreduktion bleibt es grundsätzlich beim bisherigen System von Artikel 8 Absatz 2 

MVV, indem der Höchstbetrag der betreffenden Lohnklasse herangezogen wird. Aufgrund einer Ände-

rung in der Bundespersonalverordnung (BPV) wird der Hinweis auf die "Beurteilungsstufe A" gestrichen. 

Je nach Lohnklasse erhalten die beruflich Versicherten wie bisher eine Reduktion ihrer Krankenversi-

cherungsprämie von 48, 27 oder 12 Prozent. 

 

Absatz 3 

Dieser Absatz entspricht inhaltlich unverändert dem bisherigen Artikel 8 Absatz 3 MVV und erfährt le-

diglich redaktionelle Anpassungen.    

 

Absatz 4 

Mit diesem Absatz wird die bisherige Regelung von Artikel 8 Absatz 5 MVV übernommen.  

 

Artikel 28b Prämie für Leistungen bei Unfall der bei der freiwilligen Grundversicherung  

Versicherten 

 

Analog zur Prämie für Leistungen bei Krankheit wird in Artikel 28b E-MVV der Zuschlag für Leistungen 

bei Unfall betragsmässig verankert. Der Bundesrat wird auch diesen Zuschlag im Verfahren nach Artikel 

28e E-MVV alljährlich für das Folgejahr neu festsetzen. Damit muss auch diese Prämie bei steigenden 

Kosten laufend erhöht werden. 
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Artikel 28c Prämienerhebung bei beruflich Versicherten 

 

Absatz 1 

Der Inhalt von Absatz 1 entspricht unverändert der bisherigen Bestimmung von Artikel 8 Absatz 4 MVV. 

 

Absatz 2 

Artikel 66b Absatz 2 E-MVG bestimmt, dass die Prämienpflicht für Leistungen bei Krankheit ausgesetzt 

wird, wenn der beruflich Versicherte während mehr als sechzig aufeinanderfolgenden Tagen Dienst 

leistet. Damit sind insbesondere die Dienstleistungen gemäss Artikel 1a Absatz 1 Buchstaben a und n 

MVG erfasst. In Artikel 8b Absatz 2 E-MVV wird präzisiert, dass sich die Regelung  nicht allein auf die 

Tätigkeiten gemäss Buchstabe a bezieht, sondern ebenso bei Tätigkeiten nach Artikel 1a Absatz 1 

Buchstaben c - m MVG zur Anwendung kommt.  

 

Artikel 28d Prämienerhebung bei freiwillig Versicherten 

 

Dieser Artikel übernimmt grundsätzlich die bisherige Bestimmung von Artikel 8a Absatz 3 MVV, wobei 

der erste Satz gestrichen und festgehalten wird, dass die Prämien monatlich geschuldet sind. 

 

Artikel 28e Anpassung der Prämie und des Zuschlags 

 

In Artikel 28e E-MVV werden das Verfahren und die Grundlagen für die jährlichen Anpassungen der 

Prämie und des Zuschlags umschrieben. Es sollen alle ausgewiesenen Kosten der Militärversicherung 

in die Prämienbemessung einfliessen, die von den beruflich und den freiwillig Versicherten verursacht 

werden. Die Prämien und der Zuschlag werden immer für das der Prämienfestsetzung folgende Jahr 

festgesetzt. Dabei ist zunächst auf die in der letzten Rechnung ausgewiesenen vollen Kosten der Mili-

tärversicherung im Jahr vor der Prämienfestsetzung abzustellen. Diese Zahlen dienen als Ausgangs-

basis für die Kostenschätzungen für das Jahr der Prämienfestsetzung sowie für das Jahr nach der 

Prämienfestsetzung, womit sich insgesamt drei Beobachtungsperioden ergeben. 

Gestützt auf die in Artikel 28e E-MVV definierten Angaben, die sich jeweils auf die drei Beobachtungs-

perioden zu beziehen haben, unterbreitet die Abteilung Militärversicherung der Suva (Militärversiche-

rung) dem Bundesamt für Gesundheit (BAG) jährlich bis Ende Juli einen Vorschlag für die 

Prämienanpassungen im Folgejahr. Der Vorschlag hat ebenso eine Schätzung gemäss Absatz 3 Buch-

staben a und b zu umfassen. Gestützt darauf beantragt das Eidgenössische Departement des Innern 

(EDI) dem Bundesrat die notwendigen Anpassungen der Prämie für Leistungen bei Krankheit der be-

ruflich und freiwillig Versicherten und des Zuschlags für Leistungen bei Unfällen der freiwillig Versicher-

ten für das Folgejahr. Die entsprechenden Werte finden alsdann ihren Niederschlag in einer Anpassung 

von Artikel 28a Absatz 1 und Artikel 28b Absatz 1 E-MVV.  

Gemäss Artikel 66b Absatz 1 E-MVG sind die Prämien für Leistungen bei Krankheit nach dem Erforder-

nis eines Kostendeckungsgrades von mindestens 80 Prozent festzusetzen. In einer Einführungsphase 

von 5 Jahren sieht der Bundesrat vor, den Kostendeckungsgrad auf 80 Prozent zu beschränken. Weil 

das Gesetz einen Kostendeckungsgrad von mindestens 80 Prozent vorsieht, wird der Bundesrat als-

dann eine Erhöhung des Kostendeckungsgrades prüfen.  

Bezüglich des Zuschlags für die Leistungen bei Unfall der freiwillig Versicherten muss der Zuschlag so 

festgelegt werden, dass für diesen Versicherungszweig der gleiche Kostendeckungsgrad erreicht wird 

wie für Leistungen bei Krankheit für beruflich und freiwillig Versicherte (d.h. mindestens 80 %).  

 

Absatz 1 Buchstaben a – g 

Mit ihrem Vorschlag für die Prämienanpassungen im Folgejahr hat die Abteilung Militärversicherung der 

Suva jährlich in einer kommentierten Zusammenstellung zu den drei Beobachtungsperioden Angaben 

zu machen. Konkret sind folgende Daten auszuweisen: 

 

 Krankheitskosten der beruflich und freiwillig Versicherten aufgeschlüsselt nach den Kategorien 

von Artikel 66b Absatz 1 E-MVG. 

 Kosten für die Unfälle der freiwillig Versicherten inklusive der Kosten für die darauf zurückzu-

führenden Rückfälle und Spätfolgen. Auch diese Angaben sind nach den Kategorien von Artikel 

66b Absatz 1 E-MVG aufzuschlüsseln. 
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 Anzahl Krankheitsfälle der beruflich und freiwillig Versicherten. 

 Anzahl Unfälle sowie die Anzahl Rückfälle und Spätfolgen der freiwillig Versicherten. 

 Die Prämieneinnahmen für Leistungen bei Krankheit der beruflich und freiwillig Versicherten 

sowie die Prämienzuschläge für Leistungen bei Unfall der freiwillig Versicherten. 

 Anzahl Versicherter, die eine Prämienreduktion in Anspruch nehmen, sowie die Summe der 

gewährten Prämienreduktionen. 

 Anzahl beruflich Versicherter und die Anzahl freiwillig Versicherter. 

 

Gemäss Absatz 1 Buchstabe a muss die Militärversicherung die Kosten für die Behandlung von Krank-

heiten der beruflich und freiwillig Versicherten für Heilbehandlung, Reise- und Bergungskosten, Haus-

pflege und Kuren, Hilfsmittel und Verwaltungskosten des versicherten Ereignisses nachweisen 

(Aufteilung gemäss Art. 66b Abs. 1 Bst. a-e E-MVG).  

 

Da die freiwillig Versicherten auf der Prämie für Leistungen bei Krankheit einen Zuschlag für Unfälle zu 

bezahlen haben, sind gemäss Absatz 1 Buchstabe b die Aufwendungen für die Unfälle der freiwillig 

Versicherten und für darauf zurückzuführende Rückfälle und Spätfolgen separat auszuweisen. Dieser 

Ausweis beruht auf einer Schlüsselung der Gesamtkosten der Militärversicherung auf die einzelnen 

Versicherungszweige. Angesichts der geringen Grösse dieses Versicherungszweiges (knapp 1‘500 

Versicherte mit jährlichen Gesamtkosten von rund einer halben Million Franken) wird aus verwaltungs-

ökonomischen Gründen auf eine detaillierte Ausscheidungsrechnung verzichtet.  

 

Die Militärversicherung muss gemäss Buchstabe c die Anzahl Krankheitsfälle der beruflich und freiwillig 

Versicherten aufzeigen. Gestützt auf diese Angaben können der Verlauf der Fallzahlen verfolgt und 

allfällige kostenrelevante Veränderungen festgestellt werden. 

 

Gemäss Absatz 1 Buchstabe d hat die Militärversicherung die Anzahl Unfälle sowie die Anzahl der 

darauf zurückzuführenden Rückfälle und Spätfolgen auszuweisen. Aufgrund dieser Angaben können 

der Verlauf der Fallzahlen verfolgt und allfällige kostenrelevante Veränderungen festgestellt werden. 

 

Gemäss Absatz 1 Buchstabe e sind die Prämieneinnahmen für Leistungen bei Krankheit der beruflich 

und freiwillig Versicherten sowie die Prämienzuschläge für Leistungen bei Unfall der freiwillig Versicher-

ten zu erheben, damit überprüft werden kann, ob der definierte Kostendeckungsgrad erreicht wird. 

 

Gemäss Absatz 1 Buchstabe f muss die Militärversicherung Angaben zur Anzahl Versicherter, die eine 

Prämienreduktion in Anspruch nehmen, sowie zur Summe der gewährten Prämienreduktionen machen.  

 

Um die Prämie für Leistungen bei Krankheit und den Zuschlag für Leistungen bei Unfall berechnen zu 

können, muss entsprechend Absatz 1 Buchstabe g auch die Anzahl der beruflich und der freiwillig Ver-

sicherten bekannt sein.  

 

Absatz 2  

Die jährlichen Angaben gemäss Absatz 1 haben vorweg die in der letzten Rechnung ausgewiesenen 

vollen Kosten der Militärversicherung im Jahr vor der Prämienfestsetzung auszuweisen. Auf dieser 

Grundlage, die als Ausgangsbasis gilt, sind in der kommentierten Zusammenstellung getrennte Schät-

zungen für das Jahr der Prämienfestsetzung sowie für das Jahr nach der Prämienfestsetzung zu ma-

chen. 

 

Absatz 3 Buchstabe a 

Ab Inkrafttreten der neuen Finanzierungsbestimmungen muss ein Kostendeckungsgrad von mindestens 

80 Prozent erreicht werden. Bei der Prämienfestsetzung für das Folgejahr lässt sich im Rahmen der 

drei Beobachtungsperioden nur für das abgelaufene Rechnungsjahr auf effektive Zahlen für den Auf-

wand an Leistungen bei Krankheit der beruflich und freiwillig Versicherten und für Leistungen bei Unfall 

der freiwillig Versicherten abstellen. Im Weitern muss sowohl für das Jahr der Prämienfestsetzung als 

auch für das Jahr nach der Prämienfestsetzung auf Schätzungen abgestellt werden. Es kann daher 

nicht ausgeschlossen werden, dass die Prämie, die für das abgelaufene Rechnungsjahr festgesetzt 

worden war, den effektiven Kostenaufwand des Rechnungsjahrs nicht wie erwartet zu mindestens 80 
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Prozent deckt. Für diesen Fall wird in Absatz 3 Buchstabe a vorgesehen, dass eine solche festgestellte 

Kostenunterdeckung in der Vergangenheit bei der neuen Prämienfestsetzung berücksichtigt werden 

muss. Dies bedeutet, dass als Ausgangsbasis für die nächste Prämienfestsetzung von den ausgewie-

senen erhöhten Kosten des abgelaufenen Jahres, welche zur Kostenunterdeckung der Prämien geführt 

haben, auszugehen ist. Mit dieser Niveaukorrektur in der Ausgangsbasis für die Kostenschätzungen 

wird sichergestellt, dass der gesetzliche Mindest-Kostendeckungsgrad in Zukunft möglichst eingehalten 

werden kann. Sollten sich die Prämien aufgrund des Rechnungsergebnisses als zu hoch erwiesen ha-

ben mit der Folge eines Kostendeckungsgrads von über 80 Prozent, so wird dies der Bundesrat im 

Hinblick auf die erwähnte Übergangsphase von 5 Jahren mit einem angestrebten Kostendeckungsgrad 

von 80 Prozent ebenfalls bei der neuen Prämienfestsetzung berücksichtigen.  

 

Für die Bestimmung des Kostendeckungsgrades sind die effektiv erzielten Einnahmen aus vollen und 

gemäss Artikel 28a Absatz 2 E-MVV reduzierten Prämien massgebend. Die in der Militärversicherung 

vorgesehene Prämienreduktion wird anders als die Prämienverbilligung in der obligatorischen Kranken-

versicherung nicht vom Bund oder von den Kantonen entschädigt. Vielmehr nimmt die Militärversiche-

rung effektiv ein im Umfange der gewährten Prämienreduktion vermindertes Prämienvolumen ein. 

Deshalb ist ausdrücklich festzuhalten, dass für die Berechnung der Einnahmen bei den reduzierten 

Prämien nur der jeweils reduzierte Betrag berücksichtigt wird. 

 

Absatz 3 Buchstabe b 

Der für die Festsetzung der Prämien für Leistungen bei Krankheit in Buchstabe a festgelegte Anpas-

sungsmechanismus für den Fall, dass der Kostendeckungsgrad von mindestens 80 Prozent im abge-

schlossenen Rechnungsjahr nicht erreicht oder überschritten worden ist, soll auch bei der Festsetzung 

des Prämienzuschlags für Leistungen bei Unfall zum Tragen kommen. Auch hier soll vermieden werden, 

dass die Prämienkalkulation zum vornherein auf einem zu tiefen oder zu hohen Niveau erfolgt.  

 

Absatz 4 

Auf Antrag des EDI legt der Bundesrat jedes Jahr bis Ende Oktober die Höhe der Prämien für Leistun-

gen bei Krankheit der beruflich und freiwillig Versicherten (Art. 28a Abs. 1 E-MVV) sowie des Prämien-

zuschlags für Leistungen bei Unfall der freiwillig Versicherten fest (Art. 28b Abs. 1 E-MVV). 

 

Artikel 34 Beschwerde durch das BAG 

 

Absatz 1 

Statt „Bundesamt für Gesundheit (BAG)“ wird in Absatz 1 nur noch der Begriff „BAG“ verwendet, da 

die Abkürzung bereits in Artikel 28e Absatz 1 E-MVV eingeführt worden ist. 

 

 

4 Finanzielle Auswirkungen 
 

4.1 Auswirkungen auf den Bund 

 

Mit dem von den Eidgenössischen Räten beschlossenen Stabilisierungsprogramm 2017-2019 wurde 

die Rechtsgrundlage im Militärversicherungsgesetz geschaffen, welche für die Prämien der beruflich 

und freiwillig Versicherten in der Militärversicherung einen Kostendeckungsgrad von mindestens 80 

Prozent vorsieht. Mit den in der vorliegenden Verordnungsanpassung beantragten Prämien dürften die 

im Stabilisierungsprogramm anvisierten Mehreinnahmen des Bundes (2018: 2.5 Millionen Franken) auf-

grund der neuesten Kostenschätzungen mit grössenordnungsmässig 3 Millionen übertroffen werden.  

 

4.2 Auswirkungen auf die Kantone und Gemeinden 

 

Die Vorlage hat weder Auswirkungen auf die Kantone noch auf die Gemeinden. 
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4.3 Auswirkungen für die beruflich und freiwillig Versicherten 

 

Die monatliche Prämie für die Deckung des Krankheitsrisikos von beruflich und freiwillig Versicherten 

beträgt zurzeit 292 Franken. Neu soll sie auf 340 Franken erhöht werden.   

 

Für freiwillig Versicherte kommt neu gestützt auf Artikel 66c Absatz 2 E-MVG ein Prämienzuschlag für 

Leistungen bei Unfall im Umfang von 24 Franken pro Monat hinzu. Dieser Zuschlag entspricht 7 Prozent 

der Prämie für die Krankenversicherung. Er bewegt sich damit am oberen Ende der Spanne der Zu-

schläge, welche die Krankenversicherungen für die Unfallversicherung einfordern. Dies ist zum einen 

auf ein umfassenderes Leistungsangebot der freiwilligen Versicherung und zum andern auf das 

schlechtere Risikoprofil des Versichertenkreises zurückzuführen.  

 

Insgesamt erfahren die beruflich Versicherten im Jahr 2018 einen Prämienanstieg von 16.4 Prozent. 

Bei den freiwillig Versicherten, die bisher von einer kostenlosen Unfallversicherung profitieren konnten, 

fällt der Anstieg mit 24.7 Prozent entsprechend höher aus. Mit 340 Franken (beruflich Versicherte) und 

364 Franken (freiwillig Versicherte) liegen die Prämien  aber für alle Versicherten immer noch deutlich 

unter der für 2018 erwarteten Durchschnittsprämie in der OKP von 465 Franken pro Monat (mit Fran-

chise von 300 Franken, inklusive Unfallschutz). Es kommt hinzu, dass die beruflich und freiwillig Versi-

cherten keine Franchise und keinen Selbstbehalt zu bezahlen haben.   

 

 

5 Inkrafttreten  
 

Die Verordnungsänderungen sollen am 1. Januar 2018 in Kraft treten. 

 


